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LEOPOLD AUER 

DIE REAKTION DER KAISERLICHEN POLITIK 
AUF DIE FRANZÖSISCHE FRIEDENSPROPOSITION 

VOM 11. JUNI 1645 

Im Zuge der westfälischen Friedensverhandlungen wurde ein komplexes Netz 
von Kommunikationssträngen aufgebaut, über das schriftliche wie mündliche 
Informationen ausgetauscht wurden. Dazu zählten zunächst einmal die Kon­
takte zwischen den Gesandten an den Kongreßorten untereinander und mit den 
Vermittlern, dann die Korrespondenz der Gesandten mit der jeweiligen Zentra­
le, die ihrerseits auf mehreren parallelen Kommunikationssträngen ablaufen 
konnte1, und schließlich die Kommunikation zwischen den Entscheidungsträ­
gern in den Zentralen selbst sowie mit den Entscheidungsträgern anderer Zen­
tralen. Soweit diese Kommunikation in schriftlicher Form erfolgte, konfron­
tiert sie uns heute mit einer Materialfulle, die zeitweilig die Dichte zeitge­
schichtlicher Überlieferung erreicht und der historischen Forschung nach wie 
vor ein weites Betätigungsfeld bietet. Noch bei weitem nicht alles in Betracht 
kommende Material ist erfaßt, das erfaßte noch bei weitem nicht vollständig 
aufgearbeitet, geschweige denn erschöpfend ausgewertet. Im folgenden soll 
versucht werden, an einem Einzelbeispiel in einer wichtigen Phase vor dem 
Einsetzen der entscheidenden Verhandlungen Prozesse und Mechanismen der 
Entscheidungsfindung im Zusammenspiel der Kommunikation zwischen der 
Zentrale und den Diplomaten an Ort und Stelle nachzuzeichnen. 

Der Weg zum Beginn substantieller Verhandlungen in Münster und Osna­
brück war lang und mühsam und erforderte, wie heute bei vergleichbaren Ge­
legenheiten auch, vor allem viel Geduld. Fast eineinhalb Jahre vergingen mit 

1 So berichteten etwa die französischen Gesandten d'A vaux und Servien einzeln oder ge­
meinsam an Mazarin und den Staatssekretär Brienne, daneben führte Servien einen ge­
sonderten Briefwechsel mit seinem Neffen Lionne, dem persönlichen Sekretär Mazarins; 
vgl. Acta Pacis Westphalicae (APW) Serie II B, Bd. 2, Münster 1986, S. XXXIIIf. (alle 
Zitate aus den Acta Pacis erfolgen im weiteren nur mit der Sigle APW und der Kurzanga­
be von Serie, Abteilung und Band). Die kaiserlichen Gesandten berichteten einzeln oder 
gemeinsam in der Regel an den Kaiser, gelegentlich aber auch an den Reichsvizekanzler 
Kurz. Volmar führte außerdem eine regelmäßige Korrespondenz mit Erzherzogin Claudia 
in Innsbruck, von der ihn der Kaiser für die Verhandlungen sozusagen ausgeborgt hatte; 
Trauttmansdorff unterhielt nach seinem Eintreffen bei den Verhandlungen neben der offi­
ziellen eine separate vertrauliche Korrespondenz mit dem Kaiser; vgl. APW II A 3, 
S. XXXVIIIf. 
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dem Streit um Verfahrensfragen und taktischen Manövern2; aber keine Seite 
wollte sich zu früh auf bestimmte Ziele festlegen lassen, denn die Entschei­
dung über Form- und Verfahrensfragen bedeutete in den meisten Fällen 
gleichzeitig eine Vorentscheidung über die jeweilige Verhandlungsposition. 
Die am 4. Dezember 1644 erstmals ausgetauschten Propositionen der vier ver­
handelnden Mächte enthielten seitens Frankreichs noch keine substantiellen 
Friedensbedingungen, weshalb der Kaiser von Frankreich eine neue Frie­
densproposition verlangte. Seinem Drängen schlossen sich die Vermittler, die 
Reichsstände und schließlich selbst Schweden an, das die schwierige Situation 
des Kaisers nach der Niederlage bei Jankau zur Durchsetzung seiner Ziele nüt­
zen wollte3. 

Daß bis zur Übergabe neuer Propositionen durch Frankreich und Schweden 
letztlich trotzdem noch relativ viel Zeit verging, hatte mehrere Gründe. Die 
Auseinandersetzungen innerhalb der französischen Delegation bedeuteten für 
die Verhandlungen eine schwere Belastung4. D'Avaux stellte zeitweilig seine 
Beteiligung daran völlig ein und bereitete seine Rückreise nach Frankreich 
vor, was Servien nicht nur die gesamte Arbeit aufbürdete, sondern ihn auch 
dazu veranlaßte, sich durch häufige Rückfragen in Paris abzusichern. Gleich­
zeitig verfolgten diese wiederholten Rückfragen aber wohl auch den Zweck, 
für den eigenen Standpunkt eines größeren Entgegenkommens gegenüber den 
Forderungen der protestantischen Verbündeten Stimmung zu machen. Was 
zusätzlich die Übergabe einer neuen Proposition hinauszögerte, waren schließ­
lich die in den Verhandlungen zwischen den französischen und schwedischen 
Gesandten auftretenden Unstimmigkeiten über deren Inhalt, bei denen erneut 
die unterschiedlichen Zielsetzungen der beiden Mächte zum Ausdruck kamen. 

Frankreichs Hauptziel war nach der Aussage Serviens5 die Schwächung des 
Hauses Österreich, während für Schweden die Gleichberechtigung der Kon-

2 Zu diesen Vorverhandlungen vgl. Karsten RüPPERT, Die kaiserliche Politik auf dem 
Westfälischen Friedenskongreß (1643-1648) (Schriftenreihe der Vereinigung zur Erfor­
schung der Neueren Geschichte, 10), Münster 1979, S. 36-64 und Leopold AUER, Die 
Ziele der kaiserlichen Politik bei den Westfälischen Friedensverhandlungen und ihre Um­
setzung, in: Heinz DUCHHARDT (Hg.), Der Westfälische Friede, München 1998, S. 149fY. 
Die feierliche Prozession und der erste Austausch der Vollmachten am 10. und 16. April 
1644 - vgl. APW II A 1 Nr. 223 und Nr. 229, APW II B 1 Nr. 51 sowie RüPPERT 
S. 51 ff. - scheinen nur von den Franzosen als formelle Kongreßeröffnung verstanden 
worden zu sein und haben für die Verhandlungen jedenfalls keinen Einschnitt bedeutet. 

3 Vgl. die von Servien berichteten Äußerungen Oxenstiernas in seinem Bericht von 1645 
IV 15, APW IIB 2, S. 261. 

4 Zum Verhältnis zwischen den beiden Gesandten vgl. den Beitrag von Anuschka TISCHER 
in diesem Band, sowie Anne-Marie EN AUX, Les plénipotentiaires en Westphalie, in: 
1648 - la paix de Westphalie (Ausstellungskatalog), Paris 1998, S. 128-133. 

5 Vgl. Serviens Memorandum fur Lionne vom April 1645, APW II B 2, S. 279 Nr. 84, wo 
vom abaissement de la maison dfAnstriche et la deffence des princes et estatz de 
l'Empire als dem principal but en la prise des armes die Rede ist. Vgl. auch den gemein­
samen Bericht d'Avaux' und Serviens 1645 V 13, ibid. S. 328. 
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fessionen im Reich von vordringlicher Bedeutung war, was naturgemäß auch 
seinen politischen Interessen am besten entsprach. Servien war zwar grund­
sätzlich bereit, den Schweden und ihren deutschen Verbündeten auch bei der 
Behandlung der Religionsfragen entgegenzukommen, aber die Weisungen der 
Pariser Zentrale und nicht zuletzt die Wünsche der Königin-Regentin setzten 
hier deutliche Grenzen. So wurde die Behandlung der Religionsfrage in den ab 
April 1645 abwechselnd in Münster und Osnabrück über die Übergabe einer 
neuen Proposition zwischen den Gesandten der beiden Kronen abgehaltenen 
Konferenzen zu einem Angelpunkt der Verhandlungen. Aber auch zwischen 
den Verbündeten strittige Verfahrensfragen zögerten eine Einigung über die 
neuen Propositionen hinaus. Frankreich wollte nach Möglichkeit neue Vor­
schläge nur Artikel für Artikel in mündlicher Form vorlegen, Schweden be­
stand auf der Schriftlichkeit der Verhandlungen6 und auf einem die gesamte 
Vertragsmaterie umfassenden Projekt. Schließlich wollte auch jede Seite die 
andere dazu bewegen, ihren Entwurf zuerst vorzulegen. 

Nachdem man sich im April auf eine gemeinsame Vorgangsweise geeinigt 
hatte, die auch erste inhaltliche Fragen einschloß7, wurden bei einer neuerli­
chen Konferenzrunde am ersten Mai die ersten Entwürfe zwischen den franzö­
sischen und schwedischen Gesandten ausgetauscht8, die allerdings noch recht 
weit auseinander lagen. Die schwedische Proposition, die stark von Hessen-
Kassel beeinflußt war9, nahm in sechs ihrer achtzehn Artikel auf konfessionel­
le Streitfragen Bezug10. Dementsprechend schrieben die französischen Ge­
sandten in ihrem Bericht über die Verhandlungspunkte: Celuy de la religion a 
tenu le premier lieu comme le plus important et celuy que Sa Majesté tesmoi-
gne d'avoir plus à cœur11. In mehreren Konferenzen gelang es Servien, dem 
die Hauptlast der Verhandlungsfuhrung auf französischer Seite zufiel, die Hal­
tung der schwedischen Unterhändler an die französische Position anzuglei-

6 Memorandum Serviens fur Lionne 1645 IV 14, ibid. S. 264 Nr. 83. Die Forderung figu­
riert auch im beigelegten Memorandum der Gesandten Hessen-Kassels, ibid. S. 271; Ser­
vien macht sie sich in seinem zweiten Memorandum für Lionne (wie oben Anm. 5) nach­
drücklich zu eigen, ibid. S. 273. 

7 U. a. möglichst allgemein gehaltene Formulierungen v. a. die Satisfaktion der beiden 
Kronen betreffend, ibid. S. 265ff. In Umrissen stand der Inhalt der französischen Proposi­
tion schon damals fest. 

8 Servien an d'Avaux 1645 V 2, APW II B 2, S. 311 Nr. 96. Zur Überlieferung der Entwür­
fe vgl. ibid. S. 343 Beilagen 1 und 2. 

9 Auf den Einfluß Hessen-Kassels verweist bereits Fritz DiCKMANN, Der Westfälische 
Frieden, Münster 61992, S. 181ff. und 542. Vgl. zuletzt Klaus MALETTKE, Scheffers Ge­
sandtschaft in Osnabrück, in: Heinz DUCHHARDT (Hg.), Der Westfälische Friede, Mün­
chen 1998, S. 515f. Die Gesandten Hessen-Kassels hatten ihre Vorstellungen in einem 
eigenen Memorandum übrigens auch den französischen Gesandten zur Kenntnis gebracht; 
vgl. oben Anm. 6. 

10 Vgl. den gemeinsamen Bericht d'Avaux' und Serviens 1645 V 13, APW II B 2, S. 328 
Nr. 101. 

11 Ibid. S. 326. 
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chen, wie sich an den unterschiedlichen schwedischen Propositionsentwürfen 
ablesen läßt12. 

Das Ergebnis waren zwei zwar nicht gleichlautende aber weitgehend aufein­
ander abgestimmte Texte, die am 11. Juni übergeben wurden13. Ihre jeweils 18 
Artikel erstreckten sich auf die gesamte Materie, die die beiden Kronen in die 
Verhandlungen einbringen wollten, wobei nicht zuletzt aus taktischen Gründen 
Amnestie und Restitution sowie die Anliegen und Beschwerden der Reichs­
stände den Schwerpunkt bildeten14. Demgegenüber wurden die Satisfaktions­
forderungen der Kronen in einem einzigen nichtssagenden Satz abgetan15, der 
den Eindruck erwecken sollte, daß dem Reich gegenüber größere Forderungen 
nicht gestellt werden würden16. Überhaupt war die französische Proposition 

12 Vgl. die Angaben zum zweiten und dritten Entwurf der schwedischen Proposition, APW 
II B 2, S. 358 Beilage 1 und S. 408, sowie Anuschka TISCHER, Französische Diplomatie 
und Diplomaten auf dem Westfälischen Friedenskongreß (Schriftenreihe der Vereinigung 
zur Erforschung der Neueren Geschichte, 29), Münster 1999, S. 227ff. 

13 Die französische Proposition wurde den Vermittlern überreicht, die sie einen Tag später 
an die kaiserlichen Gesandten weiterleiteten; die schwedische Proposition wurde vom 
Gesandtschaftssekretär Mylonius direkt dem Grafen Lamberg übergeben. Über die Ein­
zelheiten der Übergabe sind wir durch die diplomatische Berichterstattung sowie durch 
die Diarien Chigis, Lambergs und Volmars genau unterrichtet. Vgl. die Hinweise bei 
AUER (wie Anm. 2) S. 155 Anm. 63 sowie APW III C 1/1, S. 265 (Diarium Chigi), APW 
III C 4, S. 70f. (Diarium Lamberg) und APW III C 2/1, S. 371 (Diarium Volmar). Bester 
Druck nach wie vor bei Johann Gottfried von MEIERN, Acta pacis Westphalicae publica 
oder Westphälische Friedens-Handlungen und Geschichte. Bd. 1, Hannover 1734, 
S. 436ff. (schwedische Proposition), 443ff. (französische Proposition) und 445ff. (lateini­
sche Übersetzung der französischen Proposition). Am 14. Juni übergaben die französi­
schen Gesandten noch einen den Fürsten von Siebenbürgen betreffenden Zusatz zu ihrer 
Proposition, vgl. die Schreiben d'Avaux' und Serviens 1645 VI 13, APW II B 2, Nr. 130 
S. 422 und Anm. 2 sowie VI 20, ibid. Nr. 143 S. 458. 

14 Vgl. AUER (wie Anm. 2) S. 155f. Der Kaiser und auch Bayern standen damals noch auf 
dem Standpunkt, daß die Gravamina überhaupt nicht Gegenstand der Friedensverhand­
lungen seien, sondern zwischen Kaiser und Ständen im Rahmen der Reichsdeputation ge­
regelt werden sollten. 

15 Französische Proposition Art. 13, MEIERN (wie Anm. 13) S. 445: Que pour cet effect, 
outre les précautions générales qui seront apportés (sic!) pour la dite seureté, la satisfac­
tion qui est deue aux deux couronnes pour les fatigues, pertes et dépenses qu 'elles ont 
souffertes en cette guerre, sera accordée en sorte qu 'elle puisse contribuer tant a la seu­
reté particulière des dites deux couronnes qu 'à celle de leurs alliez et adhérants dans 
l'Empire. Schwed. Proposition Art. 10, IBID., S. 437: Satisfactio regibus regnisque débita 
itaflat, ut pro praeteritis praestentur indemnia et cum foederatis suis in futurum secura. 
Vgl. dazu Servien in seinem Memorandum 1645 IV 15, APW II B 2, Nr. 83 S. 266: 
Qu 'on ne s'expliquerapas d'abord quelle est l'intention des deux couronnes sur leur sa­
tisfaction particulière, mais qu 'elle sera demandée seulement en termes généraux, affin 
de la pouvoir estendre ou restreindre pendant le cours de la négotiation [...]. 

16 Noch im September 1645 haben die französischen und schwedischen Gesandten expressis 
verbis beteuert, gegenüber dem Reich keine Gebietsansprüche zu haben, vgl. AUER (wie 
Anm.2)S. 156 Anm. 65. 
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ganz bewußt viel allgemeiner gehalten als die schwedische und etwa bei der 
Forderung nach dem Normaljahr 1618 durch einen Zusatz relativiert, den man 
mit Recht als Zugeständnis gegenüber Bayern ansah18. Was die französische 
Proposition noch von der schwedischen unterschied war das geforderte Assi­
stenzverbot für Spanien und das Fehlen eines Religionsartikels, den die Fran­
zosen sehr zum Ärger ihrer Verbündeten aus ihrem Text wieder herausge­
nommen hatten. Osnabrück war damit endgültig als Ort der zukünftigen Reli­
gionsverhandlungen vorausbestimmt. Das Weglassen des Religionsartikels, 
der schon die Verhandlungen zwischen den französischen und schwedischen 
Gesandten über weite Strecken dominiert hatte19, wird von den Beteiligten 
unterschiedlich dargestellt. Die französischen Gesandten berichten einfach 
davon, daß sie den Artikel vor Übergabe der Proposition herausgenommen 
hätten; sie konnten auf diese Weise für sich in Anspruch nehmen, die Pariser 
Bedenken gebührend berücksichtigt zu haben20. Den kaiserlichen Gesandten 
gegenüber schrieb sich der päpstliche Nuntius das Verdienst zu, die Entfer­
nung des Artikels bewirkt zu haben21. Tatsächlich war es so, daß die Franzo­
sen in der Erwartung des päpstlichen Protests zwei Fassungen vorbereitet hat­
ten, die sie nacheinander präsentierten22. So ist ihre Berichterstattung gleich­
zeitig ein lehrreiches Beispiel dafür, wie man, ohne formal die Unwahrheit zu 
behaupten, doch eine im Grunde irreführende Information übermitteln kann. 

Die beiden Propositionen bedeuteten einen wichtigen Schritt in dem so 
komplizierten System der Friedensverhandlungen. Sie steckten nicht nur den 
Rahmen der künftigen Verhandlungen ab; indem ihr Inhalt praktisch allen Ge­
sandten an den beiden Kongreßorten mitgeteilt wurde23, nahmen sie de facto 

17 Vgl. dazu die Äußerung Serviens in MEIERN (wie Anm. 15) S. 265: Que la dicte proposi­
tion serafaicte de part et d'autre et sera fort générale. Ce qui s'entend en deux façons, 
l'une qu 'elle comprendra généralement tous les articles du traicté L'autre, qu 'elle soit 
conceue aux termes les plus généraulx que faire se pourra. Daß die französische Proposi­
tion zu allgemein gehalten sei, wurde auch von Oxenstierna und den Vermittlern bemän­
gelt; vgl. das Memorandum Saint Romains 1645 VI 17, APWII B 2, Nr. 139 S. 437 sowie 
den Bericht d'Avaux' und Serviens 1645 VI 20, APW II B 2, S. 453 Nr. 143. 

18 Der Besuch der bayerischen Gesandten bei d'Avaux und Servien am 12. Juni wurde daher 
von den Protestanten allgemein als Dankvisite verstanden; vgl. den Bericht Nassaus und 
Volmars 1645 VI 15, APW II A 2, Nr. 176 S. 344. 

19 Vgl. dazu das Memorandum Ludwigs XIV. 1645 IV 6, APW II B 2, Nr. 72 S. 230ff. so­
wie oben S. 45 und Anm. 11. 

20 Bericht d'Avaux' und Serviens an Brienne 1645 VI 20, APW II B 2, Nr. 143 S. 451 und 
464. 

21 Vgl. den Bericht Nassaus und Volmars 1645 VI 13, APW IIA 2, Nr. 173 S. 336. 
22 Vgl. das Memorandum Saint-Romains 1645 VI 17, APW II B 2, Nr. 139 S. 439 sowie 

Konrad REPGEN, Wartenberg, Chigi und Knöringen im Jahre 1645, in: DERS., Dreißigjäh­
riger Krieg und Westfälischer Friede. Studien und Quellen, hg. von Franz BOSBACH, 
Christoph KAMPMANN, Paderborn u. a. 1998 (Rechts- und Staatswissenschaftliche Veröf­
fentlichungen der Görres-Gesellschaft, Neue Folge, 81), S. 511 und Anm. 96. 

23 Vgl. die diesbezüglichen Angaben in den Berichten d'Avaux' und Serviens 1645 VI 12, 
APW II B 2, Nr. 129 S. 421 sowie Nassaus und Volmars bzw. Lambergs und Kranes 1645 
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eine Beteiligung der Reichsstände an den Verhandlungen vorweg, die erst zum 
Gegenstand eben dieser Verhandlungen gemacht werden sollte24. Nach den 
ursprünglichen Vorstellungen des Kaisers hätten die Propositionen zuerst 
durch die Reichsdeputation mit den kaiserlichen Gesandten beraten und dann 
durch die letzteren beantwortet werden sollen25. Die Gesandten, die die Propo­
sitionen übrigens wegen der Behandlung der Verfassungsfragen für inakzepta­
bel hielten, unternahmen auch sofort erste Schritte in diese Richtung26. Sehr 
bald wurde allerdings klar, daß vor einer Entscheidung über die Form der Be­
teiligung der Reichsstände an den Friedensverhandlungen mit einer Beratung 
der Propositionen durch die Stände nicht zu rechnen sein würde, so daß die 
Erteilung einer Antwort durch den Wiener Hof vorrangig wurde. 

Die beiden Propositionen waren umgehend, am 13. bzw. 15. Juni nach Wien 
weitergeleitet worden27. Der genaue Zeitpunkt ihres Eintreffens ist leider nicht 
bekannt, doch konnte Ferdinand III. schon am 28. Juni in zwei gleichlautenden 
Schreiben an die Gesandten in Münster und Osnabrück den Empfang bestäti­
gen28, wobei auch erwähnt wird, daß die Propositionen in Beratschlagung be-

VI 15, APW II A 2, Nr. 176 S. 344 und Nr. 177 S. 347f. Abschriften beider Propositionen 
erhielten außerdem der Bischof von Augsburg durch Chigi sowie Erzherzogin Claudia 
durch Volmar (mit einem Bericht 1645 VI 15); vgl. REPGEN (wie Anm. 22) S. 521 Beil. 6 
und 7 sowie Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien (HHStA), Österreichische Akten Tirol 
Fz. 20c, fol. 161r-166v (schwedische Proposition) und 167r-170v (französische Proposi­
tion). 

24 Auch bei der Übergabe in Osnabrück war es deswegen zu einem Tauziehen gekommen, 
weil die Schweden ihre Proposition ursprünglich nur in Gegenwart der Stände übergeben 
wollten, ibid. S. 349 Beil. 1. 

25 Darauf wiesen die kaiserlichen Gesandten die reichsständischen Vertreter umgehend hin; 
vgl. den Bericht Lambergs und Kranes 1645 VI 15 (wie Anm. 23) S. 348: dan wir auf 
khein anders collegium alß die reichsdeputation verwiesen. Zusätzlich hat Volmar den 
kaiserlichen Standpunkt hinsichtlich der Reichsdeputation in einer für die Vermittler be­
stimmten Denkschrift ausführlich verteidigt; vgl. den Bericht Nassaus und Volmars 1645 
VI 15 (wie Anm. 18) S. 342. Vgl. im übrigen auch den Bericht d'Avaux' und Serviens an 
Brienne 1645 V 13, APW IIB 2, Nr. 101 S. 327. 

26 Vgl. die Berichte Nassaus und Volmars 1645 VI 13 und 15 (wie Anm. 18 und 21) S. 338 
und 343. 

27 Mit den Berichten Nassaus und Volmars 1645 VI 13 (wie Anm. 21) bzw. Lambergs und 
Kranes 1645 VI 15 (wie Anm. 23), wobei in beiden Fällen Abschriften überschickt wur­
den, die heute den Berichten nicht mehr beiliegen. Die Abschrift der französischen Pro­
position und ihre wohl durch Volmar angefertigte Übersetzung hat später Trauttmansdorff 
an sich genommen (vgl. Anm. 29). Die von den schwedischen Gesandten unterfertigte 
und besiegelte Ausfertigung der schwedischen Proposition blieb anscheinend vorerst in 
Verwahrung der kaiserlichen Gesandtschaft in Osnabrück. Später wurde sie gleichfalls 
von Trauttmansdorff übernommen, weshalb sie sich heute in seinem Archiv befindet; vgl. 
APW II A 2, S. 350 Beil. 2. 

28 Das Schreiben an die Gesandten in Osnabrück ist im Original in HHStA, Reichskanzlei, 
Friedensakten (RK, FrA) Fz. 48b, Konv. Mai-Juli, fol. 103r-104v enthalten, jenes an die 
Münsterer Gesandten befindet sich abschriftlich in den Beilagen zum Diarium Volmars. 
Vgl. den Bericht Lambergs und Kranes 1645 VII 20, APW II A 2, S. 391 Anm. 1 und 
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griffen seien. Über diese ersten Beratungen, die unmittelbar nach Eintreffen 
der Propositionen stattgefunden haben müssen, können wir nur Vermutungen 
anstellen. Es muß wohl zu einer Sitzung des Geheimen Rates gekommen sein, 
bei der Trauttmansdorff das Exemplar der französischen Proposition an sich 
nahm, um es mit der wohl von Volmar angefertigten lateinischen Übersetzung 
zu vergleichen29 und dem Reichshofrat die Erstellung eines Gutachtens aufge­
tragen wurde. Infolge dieses Auftrags wurden beide Propositionen vom 
Reichshofrat in mehreren Sitzungen zwischen dem 4. und 21. Juli einer gründ­
lichen Überprüfung unterzogen30, deren Ergebnis in einem umfangreichen 
Gutachten31 wieder dem Geheimen Rat zur weiteren Behandlung vorgelegt 
wurde. 

Die Vorgangsweise, den Reichshofrat mit der Vorberatung rechtlicher Fra­
gen politischer Bedeutung zu befassen, entsprach einer lang geübten Gewohn­
heit und unterstreicht einmal mehr die hochpolitische Rolle und Bedeutung 
dieses Gremiums. An den Beratungen über die französische Proposition waren 
die Reichshofräte Gebhardt, Haubitz, Krafft, Lindenspür, Schwarzenberg, 
Trauttmansdorff und Walderode beteiligt, von denen die meisten über ein­
schlägige politische Erfahrung verfugten32. Mit Ausnahme der ersten und letz-

Diarium Volmars, APW III C 2/3, S. 74R Nr. 728. Die Antwort Nassaus und Volmars 
1645 VII 14, ibid. Nr. 731 wurde in die Edition in APW II A 2 nicht aufgenommen. 

29 Vgl. den Aktenvemerk von der Hand Justus Gebhardts auf dem Bericht Nassaus und 
Volmars 1645 VI 13 (wie Anm. 21) S. 339 Beil. 1. Der Text der lateinischen Übersetzung 
Volmars ist in seinem Diarium Beilage Nr. 693 überliefert; vgl. APW III C 2/3, S. 70R. 

30 Vgl. HHStA, Reichshofrat, Res.-Prot. XVII/ Bd. 133, fol. 113v-130r. Die Beratungen 
über die französische Proposition wurden am 14. Juli abgeschlossen, die schwedische an 
vier aufeinanderfolgenden Tagen vom 18.-21. Juli beraten. Danach sind die Zeitangaben 
bei RUPPERT (wie Anm. 2) S. 104 zu korrigieren. 

31 HHStA, Staatenabteilung Bavarica Kart. 8 (alt Fz. 2c), Konv. 1648 (!), fol. 53r-75r und 
136r-259v (moderne Bleistiftfoliierung). Das Gutachten zu den beiden Propositionen, das 
eine Originalfoliierung 15-168 aufweist, ist vollständig, bildete aber nur den Teil eines 
Gesamtgutachtens, das nicht vollständig erhalten ist. Es fehlen der Anfang sowie der drit­
te Teil über die Erörterung formaler Fragen. Erhalten ist wieder der vierte Teil über den 
Beratungsmodus der Reichsstände (in zwei Fassungen) fol. 90r-l 15r der modernen Blei­
stiftfoliierung. Davor und danach (fol. 77r-89r bzw. 116r-135r der modernen Bleistiftfo­
liierung) liegt ein unvollständiger Entwurf der Instruktion 1645 VIII 15 fur die Münchner 
Mission des Reichsvizekanzlers Kurz. Auf das Gutachten folgen fol. 263r-265v eigen­
händige Aufzeichnungen Justus Gebhardts zu einigen Fragen der französischen Propositi­
on, offenbar nach den ersten Beratungen im Geheimen Rat. Als erster hat sich RUPPERT 
(wie Anm. 2) S. 104ff. eingehend mit dem Gutachten beschäftigt, doch scheinen mir fur 
seine Behauptung, daß dem Gutachten ein mehrfach überarbeiteter Entwurf zugrundelie­
ge bzw. daß es eine Sammlung mehrerer Zusammenfassungen darstelle (ibid. Anm. 193), 
keine Indizien vorzuliegen. 

32 Vor allem ist hier auf Justus Gebhardt hinzuweisen, der 1635 zusammen mit Kurz und 
Trauttmansdorff an den Verhandlungen über den Prager Frieden beteiligt war; 
vgl. Oswald von GSCHLIESSER, Der Reichshofrat. Bedeutung und Verfassung, Schicksal 
und Besetzung einer obersten Reichsbehörde von 1559 bis 1806, Wien 1942, S. 220f. Im 
Sommer 1643 hat Gebhardt ebenso wie Haubitz, Lindenspür und Walderode an den Bera-
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ten Sitzung nahm zusätzlich Reichsvizekanzler Kurz an den Beratungen teil, 
der selbst zu Beginn seiner Karriere mehr als ein Jahrzehnt dem Reichshofrat 
angehört hatte33. 

Das Resolutionsprotokoll des Reichshofrats hält leider nur das bloße Faktum 
der Beratungen fest; das erstellte Gutachten konfrontiert uns bereits mit deren 
Ergebnis, so daß der eigentliche Ablauf der Beratungen und vor allem der An­
teil einzelner Reichshofräte am Ergebnis für uns kaum faßbar werden. Immer­
hin sind in das Gutachten in einigen Fällen auch Alternatiworschläge einge­
gangen, die erkennen lassen, daß man sich nicht immer auf eine Meinung eini­
gen konnte. 

Gleich beim ersten Artikel ging es um die Frage, ob schon hier die in den 
Vertrag einzuschließenden Verbündeten namentlich aufgeführt werden sollten. 
Während ein Teil der Räte die Behandlung dieser Frage Art. 17 vorbehalten 
und damit dilatorisch behandeln wollte, sprachen sich Gebhardt und Kurz für 
eine Berücksichtigung Spaniens, Dänemarks und Lothringens aus34. Sehr lan­
ge wurde über das Assistenzverbot für Spanien und das Verbot einer Unter­
stützung der Feinde Frankreichs und Schwedens in Art. 3 beraten. Auch hier 
war ein Teil der Räte für eine dilatorische Behandlung; gleichzeitig wurde 
aber auch die Notwendigkeit einer Absprache mit Spanien betont und ver­
sucht, für verschiedene Fälle Alternativantworten zu entwickeln. Einer Anre­
gung Gebhardts folgend wurde dabei das Assistenzverbot schon damals im 
Hinblick auf das geforderte Bündnisrecht der Reichsstände lediglich auf den 
Kaiser als Reichsoberhaupt aber nicht als Herrscher der Habsburgermonarchie 
bezogen, denn die Franzosen wurden ihnen sonsten selbst zuwieder reden und 
contradictoria in dieser ihrer proposition einbringen2'5. Ebenfalls von zentraler 
Bedeutung waren die Art. 4-6 und 7-9 der französischen Proposition. Bei 
Art. 4-6 wiesen die Reichshofräte vor allem auf die Vermengung der Begriffe 
Amnestie und Restitution hin, während bei den Reichsgravamina in Art. 7-9 
vor allem das geforderte Verbot einer Königswahl vivente imperatore als inak­
zeptabel abgelehnt wurde. Auch bei der Beratung dieser Artikel war die Stel­
lungnahme der Räte keine einhellige. Während sich bei Art. 4-6 ein Teil mit 
einer einfachen Berufung auf den Regensburger Reichsabschied von 1641 be­
gnügen wollte, schlug ein anderer Teil der Räte eine enge Anlehnung an die 
Formulierungen der französischen Proposition vor, die allerdings durch ent-

tungen über die kaiserlichen Instruktionen für die Gesandten in Münster und Osnabrück 
teilgenommen; vgl. AUER (wie Anm. 2) S. 147 und Anm. 21. 

33 GSCHLIESSER (wie Anm. 32) S. 215f. Vgl. zu Kurz außerdem Lothar GROSS, Die Ge­
schichte der deutschen Reichshofkanzlei von 1559 bis 1806 (Inventare österreichischer 
staatlicher Archive V/1), Wien 1933, S. 336-340. Weitere biographische Untersuchungen 
wären ein Desiderat der Forschung. 

34 Vgl. die eigenhändigen Randbemerkungen der beiden zum Gutachten (wie Anm. 31) 
fol. 54v und 55r. 

35 Gutachten fol. 57r. 
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sprechende Vorbehaltsklauseln und die Erwähnung von 1630 als Stichjahr für 
Amnestie und Restitution entschärft werden sollten36. 

Zu den Reichsgravamina ging der Grundtenor des Gutachtens dahin, den 
Ständen möglichst entgegenzukommen. Vor allem Gebhardt sprach sich dafür 
aus, ihnen lieber rasch zu gewähren, was letztlich nicht verweigert werden 
könnte, als sie durch Widerstand herauszufordern37. In ihrer Argumentation zu 
den Verfassungsfragen, vornehmlich zu Mitbestimmung, Stimm- und Bünd­
nisrecht der Reichsstände, holten die Räte weit aus; bei der Diskussion des 
Bündnisrechts gingen sie sogar bis auf den Konstanzer Vertrag von 1183 zu­
rück! Grundsätzlich empfahlen sie auch hier, wie bei ihrer Stellungnahme zu 
den Art. 4-6, die französischen Forderungen durch Vorbehaltsklauseln zu ent­
schärfen. So schlugen sie bei Art. 7 einen Hinweis auf die Rechte des Kurkol­
legs vor und bei Art. 8 die dann letztlich auch in die Vertragsinstrumente 
übernommene Formel, daß sich das Bündnisrecht der Reichsstände nicht ge­
gen Kaiser und Reich richten dürfe38. Nur das von Frankreich verlangte Verbot 
einer Königswahl vivente imperatore in Art. 9 verfiel strikter Ablehnung. 

Bei Behandlung der französischen Satisfaktionsforderung wurden wahlwei­
se drei Vorschläge zur Diskussion gestellt. Der erste sah vor, die Berechtigung 
der Forderung unter Hinweis auf den Regensburger Frieden von 1630 abzu­
lehnen, aber trotzdem eine gewisse Bereitschaft für eine Satisfaktion durch­
blicken zu lassen, für die die Bistümer Metz, Toul und Verdun vorgeschlagen 
wurden. Der zweite Vorschlag wollte die Antwort den Reichsständen überlas­
sen, wogegen die zu erwartende lange Verzögerung der Verhandlungen ein­
gewendet wurde. Nach dem dritten Vorschlag sollte die Forderung abgewiesen 
und mit der Gegenforderung nach einer genaueren Erklärung auf die kaiserli­
che Proposition vom Dezember des Vorjahres verknüpft werden, wofür man 
sich um die Unterstützung der Vermittler zu bemühen empfahl. Dabei war al­
len Beteiligten, von denen manche ja an der Ausarbeitung der Instruktionen 
für die kaiserlichen Gesandten mitgewirkt hatten, klar, daß die Satisfaktion der 
Kronen eine notwendige Vorbedingung für den Frieden sein würde39. Aber 
ebenso wie Frankreich sich sträubte, als erstes konkrete Forderungen auf den 

36 Gutachten fol. 140r-147v und 147v-149v; vgl. RUPPERT (wie Anm. 2) S. 108. 
37 Vgl. die eigenhändige Marginalie Gebhardts, Gutachten fol. 155r: Nee enim est dilatio in 

iis facienda quae cito concedi possunt et vitanda est omnis responsio, per quam suspicio 
moveri possit statibus, daß man ihnen dasjenige nicht gönnen wolle, was sie von rechts 
wegen wohl zue suchen befugt und berechtiget sein möchten und ihnen die außlendische 
krönen gern vergunnen wolten [...]. 

38 Gutachten fol. 170r: Modo eafoedera non s int contra Imperatorem et Imperium et contra 
pacem publicam Imperii; vgl. RUPPERT (wie Anm. 2) S. 114 und Anm. 228 mit leicht ab­
weichendem Wortlaut des Vorbehalts. 

39 Vgl. etwa die Begründung fur den ersten Vorschlag, Gutachten fol. 196v, 197r: Waß das 
andere belanget, halten//die räthe der Ursachen halben den Franzosen etwas zue offeri-
ren nöttig, weil sie den vortheil mit den waffen haben und ohne dergleichen apertur nicht 
weichen, sondern viel eher die traetaten brechen werden. 
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Tisch zu legen und damit seine Position bei den Reichsständen zu schwächen, 
wollte der Kaiser vermeiden, durch vorschnelle Angebote Positionen auf­
zugeben. 

Das Gutachten des Reichshofrats wurde in den letzten Juli- und er­
sten Augusttagen vom Geheimen Rat behandelt40 und wie zu erwarten gewe­
sen war, ohne große Änderungen gebilligt. Zwei der an seiner Erstellung Be­
teiligten, Kurz und Gebhardt, waren selbst Mitglieder des Geheimen Rates, 
Walderode führte als Sekretär Protokoll, und der Obersthofmeister Trautt-
mansdorff besaß durch seinen im Reichshofrat sitzenden Sohn sicher schon im 
Vorstadium der Beratungen die Möglichkeit einer Einflußnahme. Auch hier 
existierten also verschiedene Kommunikationsstränge. Der Kaiser entschied 
lediglich auf namentliche Nennung Spaniens in Art. 1 bei Auslassung Däne­
marks und Lothringens, doch sollte das letztere dafür ausdrücklich in Art. 5 
erwähnt werden. Für die Art. 3-9, zu denen es im Reichshofrat unterschiedli­
che Auffassungen gegeben hatte, sollten Alternativfassungen ausgearbeitet 
und den Gesandten in Münster zugeschickt werden41, wobei das Assistenzver­
bot für Spanien in dem einen Fall bis zur Behandlung der Assekurationsfrage 
aufgeschoben werden sollte. In der Satisfaktionsfrage entschied sich der Kai­
ser für den dritten der gemachten Vorschläge42. 

Entsprechend den im Geheimen Rat getroffenen Entscheidungen erarbeitete 
Walderode, wie es ihm auch in seiner Funktion als Sekretär des Geheimen Ra­
tes wie der lateinischen Expedition der Reichskanzlei zukam43, einen ersten 

40 Das Gutachten selbst vermerkt fol. 152r, 188r, 219v und 244v Sitzungen am 1., 5., 8. und 
9. August. Da der Anfang des Gutachtens (die Behandlung der quaestio an) fehlt, und am 
1. August offenbar mit der Beratung über Art. 6 begonnen wurde, gehen die Beratungen 
des Geheimen Rates sicher noch in die letzten Julitage zurück. Am 8. August wurden die 
Beratungen über die französische Proposition abgeschlossen und über die schwedische 
Proposition aufgenommen. Teilnehmer der Beratungen waren nach den erwähnten Ver­
merken neben dem Kaiser die Grafen Trauttmansdorff, Schlick, Martinitz, Kurz, Kolow-
rat und Puchheim sowie der Hofkanzler Prickelmayer und die Reichshofräte Gebhardt 
und Walderode. Schlick und Prickelmayer fehlten bei der Sitzung am 9. August. 

41 Vgl. die von Walderode vermerkte Entscheidung des Kaisers, Gutachten fol. 152r: nach 
beides, wie ein und der ander theil der räthe vermeint, die concepten zue verfertigen und 
denen kayserlichen gesandten zuezueschicken. 

42 Ibid. fol. 199r: Conclusit Caesar: wie reichshoffrath § Endtlich ist auch etc. [- Gutachten 
fol. 198r] gerathen et repraesententur rationes dominis mediatoribus. Die Seite enthält 
zusätzlich nicht mehr ganz lesbare Êleistiftvermerke über die Diskussion im Geheimen 
Rat, die vor allem auch wegen der Beteiligung Trauttmansdorffs an dieser Diskussion von 
Interesse sind: Saxen obtulit Suecis satisfactionem et [...] qua beneficium accipiat bzw. 
T(rauttmansdorff) concédât./. ut domus Austriaca per status.... [ein oder zwei Worte un­
leserlich]. Vgl. zur Entscheidung des Kaisers auch die Aufzeichnungen Gebhardts (wie 
Anm. 3l)fol.264v-265r. 

43 Vgl. zu ihm GROSS (wie Anm. 33) S. 420ff. sowie zuletzt Stefan SlENELL, Die Geheime 
Konferenz unter Kaiser Leopold I. (Beiträge zur neueren Geschichte Österreichs, 17), 
Frankfurt am Main 2001, S. 96-101. 
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Entwurf der kaiserlichen Antworten44, wobei er vielfach die bereits im reichs-
hofrätlichen Gutachten vorhandenen Formulierungen übernehmen konnte. 
Sein Entwurf läßt noch alle ursprünglich geplanten Alternativfassungen erken­
nen, die in weiterer redaktioneller Umarbeitung mit Ausnahme von Art. 3 
schließlich zu jeweils einem Artikel zusammengezogen bzw. als Vorbemer­
kung den Art. 7-9 vorangestellt wurden. Eine Endredaktion, die im wesentli­
chen von Gebhardt und Walderode durchgeführt worden zu sein scheint45, war 
spätestens am 15. August fertiggestellt, da an diesem Tag im Geheimen Rat 
die endgültigen Beschlüsse über die Münchner Mission des Reichsvizekanz­
lers Kurz gefaßt wurden46, auf die gleich zurückzukommen sein wird. Insge­
samt hat die Ausarbeitung dieser ersten Endfassungen der kaiserlichen Ant­
worten auf beide Propositionen kaum eine Woche Zeit in Anspruch genom­
men, was eine recht beachtliche Arbeitsleistung darstellt, noch dazu wenn man 
bedenkt, daß der Hof zur gleichen Zeit Vorbereitungen zum Aufbruch nach 
St. Polten und zur anschließenden Weiterreise nach Linz treffen mußte47. 

Nach dem Willen des Kaisers und seiner Berater sollten die kaiserlichen 
Antworten auch den wichtigsten Verbündeten im Reich mitgeteilt werden: 
dem Kurfürsten von Mainz, der als Erzkanzler auf allen Reichsversammlungen 
das Direktorium führte, dem Kurfürsten von Sachsen als Vertragspartner des 

44 Von RUPPERT (wie Anm. 2), dessen Filiationsschema der einzelnen Fassungen der kaiser­
lichen Antwort auf die französische Proposition im wesentlichen übernommen wird, 
S. 103f. Anm. 190 als Fassung F bezeichnet. Sie gehört zu einem Konvolut verschiedener 
Entwürfe (nach Ruppert A-K), die in HHStA, RK FrA Fz. 48c, Konv. 2, fol. 33r-l 15v 
gesammelt vorliegen. Allerdings umfaßt F abweichend von Ruppert fol. 73r-75v, 91 r/v 
(Fortsetzung zu fol. 75v) und 84r-85v (Fortsetzung zu fol. 91v), wobei ab fol. 75r 
die eigenhändige Niederschrift Walderodes beginnt. Fol. 80r-81r enthält eine Teilab­
schrift (Art. 5-8) von F (F'). Da fol. 87r-89v die von Walderode eigenhändig geschrie­
bene erste Fassung der kaiserlichen Antwort auf Art. 10-18 der schwedischen Proposition 
umfaßt, entfällt die von Ruppert postulierte Überlieferung G. 

45 Fassungen A (fol. 33r-38v) und K (fol. 108r-115v). Vgl. die Änderungen und Zusätze 
von der Hand Gebhardts und Walderodes fol. 33r, 35v, 36r, 37r/v und 38r. Die auf der 
davon angefertigten Abschrift (K) von Schreiberhand angebrachten Änderungen beruhen 
auf den Beschlüssen des Geheimen Rates 1645 VIII 14, nach denen die Antworten auf die 
Propositionen nicht im Namen des Kaisers sondern der Gesandten ausgestellt und der 
Text der Antwort auf Art. 15 der französischen Proposition durch jenen der Antwort auf 
Art. 14 der schwedischen Proposition ersetzt werden sollten; vgl. das Sitzungsprotokoll 
HHStA, Staatenabteilung Bavarica Kart. 6 (alt Fz. le), Konv. 1645, fol. 43r-44v. 

46 In zwei Sitzungen des Geheimen Rates wurde am 14. und 15. August in St. Polten über 
die Instruktion für Kurz sowie über die Antworten auf die Propositionen Frankreichs und 
Schwedens beraten, vgl. HHStA, Bavarica Kart. 6 (wie Anm. 45) fol. 44v und 86v sowie 
die Notizen Gebhardts zu beiden Sitzungen, HHStA, Reichsakten in genere Kart. 84, 
fol. 5r-6r und 21r-22v. 

47 Die Schreiben Ferdinands III. an die Gesandten in Münster und Osnabrück 1645 VIII 10 
sind noch in Wien ausgestellt; vgl. APW II A 2, S. 441 Anm. 1 und S. 447 Anm. 1. Bald 
danach muß der Aufbruch nach St. Polten erfolgt sein, da vier Tage später dort bereits die 
erwähnte Sitzung des Geheimen Rates gehalten wurde. 
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Prager Friedens und natürlich dem Kurfürsten von Bayern, der als einziger 
verbündeter Reichsstand politisch und vor allem militärisch ins Gewicht fiel. 
Zur Koordinierung der Zusammenarbeit mit Bayern war schon seit dem Früh­
jahr die Entsendung des Reichsvizekanzlers Kurz nach München geplant, der 
nun in seiner Instruktion vom 15. August auch den Auftrag erhielt, den Kur­
fürsten für die kaiserliche Antwort zu gewinnen49. 

Die Unterstützung Bayerns war für den Kaiser von lebenswichtiger Bedeu­
tung, und Kurz als Bruder des leitenden bayerischen Ministers der richtige 
Mann, um sie zu gewinnnen. Trotzdem spielte der Kaiserhof auch Bayern ge­
genüber nicht mit offenen Karten. Die in der Alternativfassung von Art. 3 an­
gestellten Überlegungen zu Spanien sollten dem Kurfürsten nicht mitgeteilt 
werden, und kaum war Kurz nach München abgereist, wurden den kaiserli­
chen Gesandten in Münster und Osnabrück sowie den Kurfürsten von Mainz 
und Sachsen die Antworten auf die Propositionen Frankreichs und Schwedens, 
so wie sie Mitte August vorlagen, zur weiteren Beratung mit den Reichsstän­
den zugeschickt50. Wie der Kaiser selbst im Geheimen Rat erklärte, wollte er 
damit vor eventuellen bayerischen Änderungswünschen noch rasch ein fait 
accompli schaffen51. Die Gesandten hatten in der Zwischenzeit über den Gang 
der Beratungen am Wiener Hof zumindest offiziell keine Informationen erhal­
ten. Lediglich die Tatsache als solche war ihnen mit den Weisungen vom 
28. Juni und 26. Juli sowie dem Schreiben Kurz' an Volmar vom 11. Juli mit­
geteilt worden52. Unmittelbar nach Übergabe der Propositionen hatte zwar 
Volmar eine Stellungnahme ausgearbeitet53 und auch versucht, die Beratungen 

48 Vgl. zur Mitteilung an beide Kurfürsten RUPPERT (wie Anm. 2) S. 118 Anm. 237 sowie 
die Aufzeichnungen Gebhardts (wie Anm. 46) fol. 24v. 

49 Vgl. das besiegelte und unterfertigte Exemplar der Instruktion, HHStA, Bavarica Kart. 6 
(wie Anm. 45) fol. 88r-150v, hier bes. fol. 88r/v. 

50 Ferdinand III. an die Gesandten in Münster und Osnabrück 1645 VIII 23, APW II A 2, 
Nr. 213 S. 435-440; vgl. die Angaben zu den Beilagen ibid. S. 440f. Zu den Schreiben an 
Mainz und Sachsen vgl. oben Anm. 48. Zusätzlich hat Volmar mit einem Bericht 1645 IX 
8 Abschriften der Antworten auf beide Propositionen an Erzherzogin Claudia geschickt; 
vgl. HHStA, Österreichische Akten Tirol Fz. 20c, fol. 275r-285r (Antwort auf die franzö­
sische Proposition) und fol. 287r-296v (Antwort auf die schwedische Proposition). 

51 Vgl. die Aufzeichnungen Gebhardts (wie Anm. 46) fol. 25r/v. Die Entscheidung des Kai­
sers erfolgte nach dem Eintreffen von Nachrichten über Sonderfriedensverhandlungen 
zwischen Bayern und Frankreich. Gebhardt war an dieser Entscheidung nach seiner Dar­
stellung maßgeblich beteiligt, wobei nicht zuletzt bemerkenswert ist, daß sie gegen die 
ausdrücklichen Einwände Trauttmansdorffs erfolgte. Um bei Kurz nicht den Eindruck zu 
erwecken, seine Abwesenheit mißbraucht zu haben, regte Gebhardt aber tags darauf die 
Absendung eines kaiserlichen Handbriefs an Kurz an; vgl. seine Aufzeichnungen ibid. 
fol. 26r und das Konzept des Handbriefs HHStA, Kriegsakten Fz. 158, Konv. VII-VIII, 
fol. 185. 

52 Vgl. Ferdinand III. an Lamberg und Krane 1645 VII 26 und Kurz an Volmar 1645 VII 11, 
APW II A 2, Nr. 199 S. 399 und Nr. 188 S.381. Zu den Weisungen vom 28. Juni 
vgl. Anm. 28. 

53 Diarium Volmar, Beilage Nr. 693 (wie oben Anm. 29). 
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mit den Reichsständen darüber aufzunehmen. Da die Erörterung substantieller 
Fragen aber durch die Diskussion über den Beratungsmodus und die Beteili­
gung der Reichsstände an den Verhandlungen blockiert war, blieben diese 
Versuche vorerst weitgehend ergebnislos und konnten damit andererseits auch 
für die Überlegungen in Wien keinen Störfaktor darstellen. 

Mit der Übersendung des Textes der kaiserlichen Responsiones an die Ge­
sandten in den Kongreßorten wurden auch diese wieder in die Diskussion dar­
über eingebunden, was in der Folge zu uneinheitlichen Reaktionen der kaiser­
lichen Politik führte. Zugleich sind diese Reaktionen ein anschauliches Bei­
spiel dafür, wie die Kommunikation im Zusammenspiel von Zentrale und Ge­
sandten bzw. zwischen den einzelnen Parteien ablief, wobei nicht zuletzt die 
Dauer der Nachrichtenübermittlung und ihr Einfluß auf das Verhandlungsge­
schehen in Rechnung gestellt werden müssen54. Die Weisung vom 23. August 
hatte den Gesandten den Auftrag erteilt, den Ständen die kaiserlichen Respon­
siones zu eröffnen55 und in Beratungen zu einem gemeinsamen Beschluß dar­
über einzutreten. Dazu sollten sie besonders mit Mainz und Spanien vertrau­
lich verhandeln und auf die Vermittler einwirken, um von den Vertretern der 
Kronen genauere Erläuterungen zu deren Forderungen zu erhalten. Noch vor 
dem am 5. September erfolgten Eintreffen dieser Weisung56 war Volmar von 
Kurz über dessen bevorstehende Mission nach München informiert worden57, 
einige Tage danach, am 10. September, erhielten er und Nassau von ihm das 
Ergebnis der Münchener Beratungen über die Antworten auf die Propositionen 
mit dem Ersuchen zugeschickt, die Beratung der aus Wien eingelangten Fas­
sung bis auf weitere kaiserliche Weisung zurückzuhalten, denn würdt dises die 
sach nit beförderen, wan man daß Wienerische proiect den stenden communi-
ciert unnd hie in etlichen Sachen änderst sich mit dem herrn churfürsten ver­
gleicht5*. 

Der bayerische Kurfürst hatte bei den Beratungen in München wesentliche 
Änderungswünsche angemeldet59. Gleich in den ersten Artikeln reklamierte er 

54 Der Postweg von den Kongreßorten nach Wien dauerte im Durchschnitt knappe zwei 
Wochen, so daß es bis zu einem Monat dauern konnte, bis man auf einen Bericht oder 
eine Weisung mit einer Antwort rechnen konnte. Vgl. zur Regelung der Postverbindung 
auch die Weisung Ferdinands III. an Nassau und Volmar 1645 IX 30, APW II A 2, 
Nr. 245 S. 500. 

55 Das meinte im Sinne der Zeit eine offizielle Erklärung mit entsprechendem Zeremoniell, 
wie sie schließlich am 25. September erfolgte; vgl. auch die Weisung Ferdinands III. 1645 
VIII 30, APW II A 2, Nr. 218 S. 449. 

56 Vgl. die Empfangsbestätigung durch Nassau und Volmar 1645 IX 7, APW II A 2, Nr. 226 
S. 462. 

57 Vgl. Nassau und Volmar an Lamberg und Krane 1645 IX 1, APW II A 2, Nr. 222 S. 459. 
58 Kurz an Nassau und Volmar 1645 VIII 31, APW II A 2, Nr. 220 S. 453. Vgl. die Angaben 

zu den Beilagen ibid. S. 454. Zum Datum des Eintreffens vgl. unten Anm. 62. 
59 Vgl. dazu Gerhard IMMLER, Kurfürst Maximilian I. und der Westfälische Friedenskon-

greß. Die bayerische auswärtige Politik von 1644 bis zum Ulmer Waffenstillstand, Mün-
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den namentlichen Einschluß Lothringens, das ihm durch Verwandtschaft ver­
bunden war60, und verlangte außerdem einen Zusatz über den Abschluß eines 
Waffenstillstands. Die Ablehnung der französischen Forderung nach Freilas­
sung des Prinzen Eduard von Braganza im Projekt der kaiserlichen Antwort 
(Art. 10) suchte er durch einen Schlußsatz abzumildern. Sein Hauptanliegen 
aber war ein grundsätzliches Eingehen auf die französische Satisfaktionsforde­
rung. Er erwartete sich davon, wie er dem Mainzer Kurfürsten am 9. August 
mitteilte61, daß die Franzosen aufhören würden, sich in die Streitigkeiten im 
Reich einzumischen; in Wirklichkeit ging es ihm eher um bayerische Interes­
sen wie die Pfalzfrage oder die Einstellung der Kampfhandlungen durch 
Frankreich. 

Als der Bericht Kurz' über das Ergebnis seiner Münchner Verhandlungen in 
Osnabrück eintraf, waren Volmar, Lamberg und Krane eben in einer Beratung 
begriffen, wie die kaiserlichen Antworten entsprechend der Weisung vom 
23. August am besten den Ständen übermittelt werden sollten62. Der Bericht, 
der eine neue kaiserliche Weisung in Aussicht stellte, schuf eine neue Situa­
tion und zwang vorderhand zum Abwarten. Trotzdem gingen die Gespräche 
und Verhandlungen an den Kongreßorten natürlich weiter. Auch die bayeri­
schen Gesandten waren über die Beratungen in München informiert worden 
und versuchten, Mainz für die in München gemachten Änderungsvorschläge 
zu gewinnen. Im Gegenzug kamen die kaiserlichen Gesandten am 
13. September mit den Vertretern von Mainz, Köln und Bayern zusammen, um 
die von Bayern vorgeschlagenen Änderungen abzuschwächen oder wieder 
rückgängig zu machen63. Am folgenden Tag informierten sie die spanischen 
Gesandten über das Münchner Projekt, die umgehend den in München vorge­
schlagenen Zusatz zu Art. 10 über die Freilassung des Prinzen Eduard ablehn-

ster 1992, S. 176 und Anm. 28. Seine vage Aussage ibid. S. 175: Ferdinand Kurz hatte 
wohl einen Entwurf für die kaiserliche Antwort an die Franzosen mitgebracht, kommt 
etwas überraschend, da die Quellenlage nicht den geringsten Zweifel daran läßt. 

60 Maximilians Mutter war eine Tochter Herzog Franz' I. von Lothringen. Die Nennung 
Lothringens entsprach allerdings auch der Linie des Reichsvizekanzlers, der eine solche 
Nennung schon bei den Beratungen des Reichshofrats verlangt hatte; vgl. das Gutachten 
(wie Anm. 31) fol. 55r mit der eigenhändigen Randbemerkung des Reichsvizekanzlers. 

61 Der Mainzer Kurfürst schickte eine Kopie davon am 20. August an den Kaiser, der sei­
nerseits Abschriften dieser Korrespondenz an seine Gesandten in Münster und Osnabrück 
weiterleitete; vgl. die Weisung Ferdinands III. 1645 VIII 30 (wie Anm. 55) S. 450f. 
Beil. 2-3. Die Gesandten waren aber offenbar schon vorher durch Mainz über diese Kor­
respondenz informiert worden, weil Volmar bereits am 8. September Abschriften davon 
mit seinem Bericht an Erzherzogin Claudia schickte; vgl. HHStA, Österreichische Akten 
Tirol Fz. 20c, fol. 263r-264v und 266r-270r. 

62 Vgl. den Bericht Lambergs und Kranes 1645 IX 14, APW II A 2, Nr. 231 S. 472 sowie 
das Diarium Volmars, APW IIIC 2/1, S. 419. 

63 Nassau und Volmar an Ferdinand III. 1645 IX 15, APW II A 2, Nr. 234 S. 479f. Vgl. das 
Diarium Volmars (wie Anm. 62) S. 419ff. sowie IMMLER (wie Anm. 59) S. 182. 
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ten . Am 15. September meldeten die Gesandten den Empfang der Weisung 
vom 30. August, in der neuerlich auf die Übergabe der kaiserlichen Antworten 
in der Wiener Fassung gedrängt wurde. Da diese Weisung aber noch immer 
auf einem Wissensstand beruhte, der durch die von Kurz aus München über­
schickten Informationen überholt schien, antworteten die Gesandten, daß sie 
eine neue kaiserliche Weisung abwarten und bei deren rechtzeitigem Eintref­
fen die Antworten auf die Propositionen am 19. oder 20. September den Stän­
den mitteilen wollten65. 

Auch dieses Datum konnte nicht gehalten werden, aber am 20. September 
war die erwartete Weisung endlich da66. Der Kaiser überschickte damit eine 
neue Fassung seiner Antworten, wie sie in einer Sitzung des Geheimen Rates 
am 6. September in Melk nach einer Beratschlagung des Münchner Projekts 
beschlossen worden war67. Die dem bayerischen Kurfürsten wichtigen Ände­
rungen in der Frage des Waffenstillstands und der Satisfaktion waren dabei 
entweder verändert oder überhaupt gestrichen worden. Die Gesandten sollten 
diese neue Fassung aber nur als Grundlage künftiger Verhandlungen verwen­
den und den Ständen die alte, mit der Weisung vom 23. August überschickte 
Fassung mitteilen, weil diese Fassung schon Mainz und Sachsen mitgeteilt 
worden sei68. Ein beiliegender Zettel von der Hand Gebhardts befahl den Ge­
sandten außerdem hinsichtlich der neuen Weisung gegenüber jedermann höch­
ste Geheimhaltung. 

Die Gesandten haben diese Weisung aus uns unbekannten Gründen nicht be­
folgt. Vielleicht ließen es die in der Zwischenzeit mit den Ständen, vornehm­
lich den kurfürstlichen Gesandten, fortgesetzten Verhandlungen nicht oppor­
tun erscheinen, einfach die alten Entwürfe der Responsiones zu präsentieren. 
Auch das lange Zuwarten auf deren Herausgabe, das mit dem Warten auf das 
Eintreffen neuer kaiserlicher Weisungen begründet worden war, hätte damit 
seine Berechtigung verloren. So übermittelten die Gesandten in Münster und 
Osnabrück am 25. September den versammelten Vertretern der deputierten 
Stände69 in zwei gleichartigen eindrucksvollen Zeremonien die kaiserlichen 
Antworten jeweils auf beide Propositionen in jener Fassung, wie sie die Wei-

Ibid. mit Beil. 3. Kurz hatte in seinem Schreiben (wie Anm. 58) S. 454 übrigens gebeten, 
die in München gegenüber Spanien laut gewordenen Vorwürfe vor den spanischen Ge­
sandten nicht zu erwähnen. 
Nassau und Volmar 1645 IX 15 (wie Anm. 63). 
Ferdinand III. an Nassau und Volmar 1645 IX 6, APW II A 2, S. 460ff. Nr. 225. Zum 
Empfang vgl. den Bericht Nassaus und Volmars 1645 IX 22, ibid. S. 484. 
Vgl. dazu RUPPERT(wie Anm. 2) S. 118f. mit weiteren Einzelheiten. 
Weisung Ferdinands III. 1645 IX 6 (wie Anm. 66) S. 461. 
Oxenstierna hatte vergeblich auch die Anwesenheit der Vertreter nicht deputierter Stände 
zu erzwingen gesucht, vgl. den Bericht Lambergs und Kranes 1645 IX 28, APW II A 2, 
Nr. 240 S. 490. 
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sung vom 6. September enthalten hatte70. Am 16. und 22. Oktober wurden sie 
schließlich auch - ohne das Ergebnis der Beratungen der Stände abzuwar­
ten71 - den Vertretern Frankreichs und Schwedens offiziell mitgeteilt72. 

Wie Karsten Ruppert festgestellt hat73, ist es dem Kaiser gelungen, mit sei­
nen Antworten die Angriffe der Kronen auf die Reichsverfassung und die kai­
serliche Stellung in ihr abzuwehren. Indem er den Ständen in der Form weit 
entgegenkam, konnte er wesentliche Teile seiner Rechte behaupten und eine 
tiefgreifende Spaltung zwischen den Ständen und dem Reichsoberhaupt ver­
hindern. Darin liegt die Bedeutung dieser Antworten, wie sie auch in der End­
phase der Friedensverhandlungen noch einmal deutlich wurde. Dem steht al­
lerdings die Tatsache gegenüber, daß sich der Kaiser damit auch das Verhand­
lungsprogramm durch seine Gegner vorschreiben und das Gesetz des Handelns 
diesbezüglich folglich aus der Hand nehmen hat lassen. 

Keinen Fortschritt bedeuteten die Antworten hingegen für die Satisfaktion 
der Kronen, aber es wurde immer klarer, daß dafür ein anderer Verhandlungs­
modus gefunden werden mußte. Insofern steckt in der beiläufigen Behandlung 
des Satisfaktionsproblems durch die schwedisch-französischen Friedenspropo­
sitionen eine gewisse Logik, weil sich hier zuerst einmal die Vertragspartner 
einigen mußten, ehe an eine Befassung der Reichsstände zu denken war. Mit 
der Absendung Trauttmansdorffs zum Kongreß, die den Verhandlungen infol­
ge der großen Vollmachten des neuen Prinzipalgesandten eine neue Qualität 
verlieh, wurde diesem Umstand Rechnung getragen. Erst nach der Einigung 
über die Satisfaktion der Kronen, die weitgehend ohne Beteiligung der Reichs­
stände zustandegekommen war, wurde es möglich, zur Behandlung der 
Reichs- und Religionsgravamina zurückzukehren74, wobei auch die durch den 
Wiener Hof im Herbst 1645 erteilten Antworten von Bedeutung blieben. 

70 Also nicht in einer von ihnen selbst hergestellten Fassung, wie IMMLER (wie Anm. 59) 
S. 183 meint. Vgl. die Berichte über die Übergabe APWIIA 2 Nr. 237 und 240. 

71 Die Antwort der Stände erfolgte erst am 22. Januar 1646. 
72 Nassau und Volmar an Ferdinand III. 1645 X 20, APW II A 2, Nr. 262 S. 526; Lamberg 

und Krane an Ferdinand III. 1645 X 26, ibid. Nr. 266 S. 536f. 
73 RUPPERT (wie Anm. 2) S. 112f. und 116ff. 
74 Vgl. dazu zuletzt AUER (wie Anm. 2) S. 165ff. 


